
GROSSER RAT WILL WENIGER REGELN 

die grossen kantonalen Unter-
schiede und ein überdurch-
schnittlicher Reformeifer in der
Westschweiz und im Tessin. De-
taillierte Vergleiche sind in der
Periode von 2004 bis 2013 mög-
lich. Der Kanton Bern belegt auch
hier mit 116 jährlich geänderten
Erlassen einen Rang im Mittel-
feld zwischen Luzern (112) und
St. Gallen (121). Die Ausserrhoder

fang untersucht, sondern erst-
mals auch den gesetzgeberischen
Aktivismus. Dabei wurden in auf-
wendigen Recherchen sämtliche
neuen, geänderten und aufgeho-
benen Erlasse seit 1910 erfasst,
wie sie zunächst in den chronolo-
gischen Gesetzessammlungen
und Amtsblättern und ab 2006 in
elektronischer Form festgehal-
ten wurden. Auffallend auch hier:

prägte Gemeindeautonomie: «Da
muss ein Kanton weniger legife-
rieren.» Zudem bestehe auch in
einem grossen, heterogenen
Kanton ein vergleichsweise grös-
serer Regulierungsbedarf als in
einem kleinen, ländlichen Kan-
ton wie Appenzell oder Uri.

Die interdisziplinäre Studie
hat nicht nur die Anzahl der kan-
tonalen Erlasse und deren Um-

Erklärung für die Unterschiede
gibt es nicht. «Die Kantone erfül-
len ja im Wesentlichen alle die
gleichen Aufgaben», so Felix Uhl-
mann, der als Leiter des Zen-
trums für Rechtsetzungslehre an
der Uni Zürich massgeblich an
der Studie mitgewirkt hat. Berns
Staatsschreiber Christoph Auer
verweist auf die von Kanton zu
Kanton unterschiedlich ausge-

den kommt mit der Hälfte (331)
aus, der Nachbarkanton St. Gal-
len hat sich 932 Erlasse verord-
net. Neuenburg hält den Schwei-
zer Rekord mit 1118 Vorschriften.

Die riesigen Differenzen er-
staunen, geht es doch in allen
Kantonen um die gleiche obrig-
keitliche Verpflichtung – darum,
das Zusammenleben der Bevöl-
kerung zu regeln. Eine plausible

Das Anliegen ist populär, weshalb
der Vorstoss doch relativ deutlich
überwiesen wurde. Mit 78 zu 66
Stimmen hiess das Kantonspar-
lament letzte Woche ein Postulat
der beiden Thuner SVP-Gross-
räte Raphael Lanz und Ueli Jost
gut, die eine «Regulierungsbrem-
se» einführen wollen. Die «stetig
zunehmende Bürokratie» sei der
Wirtschaft und insbesondere den
KMU ein Dorn im Auge, begrün-
den die beiden Oberländer Kan-
tonspolitiker ihren Vorstoss,
«auch objektive Regulierungs-
indikationen belegen die zuneh-
mende Regulierungsdichte». Die
Regierung hatte sich vergeblich
gegen das Anliegen gewehrt
unter anderem mit dem Hinweis,
«eine Regulierungsbremse liesse
sich (. . .) nur durch eine kompli-
zierte (neue) Regulierung be-
werkstelligen» – was letztlich
wieder zu einer Zunahme von Re-
gulierungen führe.

Das politische Signal ist ge-
setzt, eine erneute Debatte über
die anhaltende Gesetzesflut lan-
ciert. Tatsächlich hält der regula-
torische Aktivismus ungebremst
an – sowohl auf Bundes- wie auf
Kantonsebene. Ein Indiz dafür ist
die amtliche Sammlung rechtli-
cher Erlasse. Von Jahresbeginn
bis Mitte November ist dieses
Kompendium gesetzgeberischer
Ergüsse erneut um 4484 Seiten
(Stand 17. November) angewach-
sen. Das ist im Vergleich zum glei-
chen Zeitabschnitt im Vorjahr
(3772 Seiten) eine klare Steige-
rung, die bis Ende Jahr kaum ab-
flauen dürfte. Aber auch die Kan-
tone und letztlich die Kommunen
leisten ihren Beitrag zu einem
durchregulierten Leben. Zu den
4928 Bundeserlassen hinzu kom-
men aktuell nicht weniger als
16 619 kantonale Vorschriften.
Erhoben werden diese Zahlen
seit 2013 von Lexfind, der Daten-
bank der Schweizerischen Staats-
schreiberkonferenz.

Kantonale Unterschiede
Auffallend dabei: die enormen
Unterschiede von Kanton zu
Kanton. Das belegt eine neue Stu-
die *, welche im Auftrag des Kan-
tons Graubünden die Quantität
und die Qualität der kantonalen
Gesetzgebung insgesamt und im
interkantonalen Vergleich unter-
suchte. Mit einem Bestand von
aktuell 618 Erlassen liegt der
Kanton Bern im helvetischen
Mittelfeld. Appenzell Ausserrho-

Anderswo ist der Gesetzesdschungel dichter
In der Schweiz steigt die Zahl 
der Gesetze jährlich an. Zwar 
gehört der Kanton Bern bei 
den Regelerlassen nicht zu den 
Spitzenreitern, dennoch will er 
nun eine Regulierungsbremse 
einführen.

REGULIERUNGSDICHTE IN DEN KANTONEN IM JAHR 2013
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Bern liegt bei den Gesetzen im Mittelfeld
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Sich schwören, nur das Beste für den Kanton zu wollen: Wie ihre Kollegen in den anderen Kantonen sorgen auch die Berner Grossräte dafür, dass es immer mehr Gesetze und Vorschriften gibt. Urs Baumann

GESETZE MIT VERFALLDATUM

Die anhaltende Gesetzesflut ist 
nicht nur ein bernisches und ein 
schweizerisches Thema: Länder 
wie die USA und Grossbritan
nien haben ein eigenes Mittel 
gegen das Wuchern des Paragra-
fendschungels gefunden. Sunset
Legislation nennen sie das Prin-
zip, wonach ein Gesetz nach einer 
bestimmten Zeit automatisch 
ausser Kraft tritt, falls es vom Ge-
setzgeber nicht bewusst erneuert 
und/oder bestätigt wird. Ur-
sprünglich diente das seit 1976 in 
einer Reihe von US-Bundesstaa-
ten erprobte Konzept zur Kürzung 
von Staatsausgaben durch die 
automatische Begrenzung von 
Massnahmen und Programmen 
der öffentlichen Hand. Auch im 
EURecht ist die periodische 
Überprüfung von Erlassen und 
Normen im Abstand von fünf 
Jahren vorgesehen.

Dies könnte nun auch in der 
Schweiz möglich werden. Ein Ko
mitee aus SVP und FDPLand
räten im Kanton Nidwalden hat 
eine Volksinitiative gestartet mit 
dem Ziel, dass das Parlament Ge-
setze zeitlich auf zehn Jahre be-
fristen kann. Verlängert würde 
der Erlass nur, wenn der Kantons-
rat vor Ablauf der Frist überprüft, 
ob er noch notwendig ist. Bisher 
sind allerdings alle derartigen 
Anläufe im Sande verlaufen. So 
scheiterte Mitte der 1990er-Jahre 
die vom damaligen FDP-Natio-
nalrat und legendären Gewerbe-
vertreter Ernst Cincera lancierte 
Entrümpelungsinitiative schon 
an der Unterschriftensammlung. 
2007 und 2010 wurden beim 
Bund und in den Kantonen Aar-
gau und Zürich Vorstösse abge-
lehnt, die eine Zeitguillotine for-
derten. uz

Grosser Rat schickt Spitalstandortinitiative in eine Extrarunde

Der Grosse Rat hat sich gestern
gehütet, das heisse Eisen anzu-
packen: Eigentlich hätte das Par-
lament einen Entschluss zur Spi-
talstandortinitiative fällen sol-
len. Nach einer mehrstündigen
Debatte wies das Parlament das
Geschäft aber mit 122 zu 22 Stim-
men bei 2 Enthaltungen an die
vorberatende Kommission zu-
rück. Zu gross war die Angst vor
einer voreiligen Entscheidung

und einer drohenden Annahme
der Initiative durch die Bevölke-
rung. Das Anliegen will fest-
schreiben, dass in den nächsten
acht Jahren keine Spitalstand-
orte geschlossen und keine Leis-
tungen abgebaut werden – also
ein Moratorium. Zudem müsste
nicht nur die Geburtenabteilung
in Riggisberg wiedereröffnet
werden, sondern auch jene in
Zweisimmen.

Gestern wurde klar, dass die
meisten Fraktionen der Initiative
nicht zustimmen würden. Ausser
bei den Grünen und der BDP
herrschte aber Einigkeit darüber,
dass ein Gegenvorschlag der rich-

tige Weg sein könnte. Gleich zwei
solche wären auch vorgelegen,
nachdem die Regierung ihren
eigenen Vorschlag fallen gelassen
hatte. Pierre Alain Schnegg (SVP,
Champoz) und Michael Aeber-
sold (SP, Bern) reichten kurz vor
Beginn der Session eigene Vor-
schläge ein (wir berichteten).
Beide kommen den Initianten
entgegen, gehen in manchen
Punkten aber weniger weit.

Parlament folgte Kommission
«Die Gesundheits- und Fürsorge-
kommission konnte die Vor-
schläge in dieser kurzen Zeit
leider nicht seriös prüfen», sagte

Patric Bhend (SP, Steffisburg) im
Namen der Kommission. Die
Kommission wolle die beiden An-
träge aber zuerst auf ihre finan-
ziellen und materiellen Konse-
quenzen analysieren, bevor dar-
über abgestimmt werde. Zudem
müssten die Begrifflichkeiten ge-
nau geklärt werden. Die zweite
Lesung soll spätestens im Juni
stattfinden.

Das Parlament hatte offene
Ohren für die Kommission. Über
alle Fraktionen hinweg wurde der
Rückweisungsantrag unter-
stützt. Einzig die SVP war gespal-
ten. «Die Gegner der Rückwei-
sung wollen keine weitere Verzö-

SPITÄLER Der Grosse Rat hat 
gestern seinen Entscheid zur 
Spitalstandortinitiative und zu 
allfälligen Gegenvorschlägen 
vertagt.

Pierre Alain Schnegg (SVP) kriti-
sierte die Kommission. Andreas Blatter

Michael Aebersold (SP) plädierte 
für mehr Zeit. Andreas Blatter
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niert, und wird auch von Amtes
wegen verfolgt.
Hindert das Frauen daran, ins 
Frauenhaus zu kommen, weil sie 
ihren Partner schützen wollen?
Nein. Die Polizei wird ja nicht
automatisch eingeschaltet. Zu-
dem stellen sehr viele Frauen die
Strafverfolgung ein.
Heute beherbergen Sie mehr 
Migrantinnen. Warum? 
Einerseits ist das Frauenhaus
mittlerweile in weiteren Kreisen
bekannt. Andererseits haben die
Frauen, die bei uns Unterschlupf
suchen, häufig nicht viele Res-
sourcen und wenig Geld. Dies
trifft oft auf Migrantinnen zu. 
Das bedeutet aber nicht, dass 
Migrantinnen öfters häusliche 
Gewalt erleben?
Nein. Häusliche Gewalt ist in al-
len sozialen Schichten verbreitet:
Wir helfen auch Schweizerinnen,
oder Ausländerinnen, die mit
Schweizern verheiratet sind.
Eher entscheidend ist, ob eine
Frau eine eigene Familie als Stüt-
ze um sich hat.
Wie verändert dies Ihre Arbeit?
Die Situation der Klientinnen
wird komplexer. Es müssen im-
mer mehr Faktoren geklärt wer-
den, zum Beispiel Kindesschutz-
fragen oder ausländerrechtliche
Fragen. Wenn Frauen im Rahmen
eines Familiennachzuges in die
Schweiz kommen, müssen sie
3 Jahre verheiratet sein, bis sie
eine eigenständige Aufenthalts-
bewilligung erhalten. Wenn sie
ihren Mann wegen häuslicher
Gewalt verlassen, kann der Auf-
enthalt gefährdet sein. Für solche
Frauen besteht die Möglichkeit,
ein Härtefallgesuch zu stellen.
Die Frauen bleiben durchschnitt-
lich 43 Tage. Sie mussten aber 
letztes Jahr über 100 abweisen. 
Was passiert mit ihnen?
Wir schauen, ob wir einen Platz in
einem anderen Frauenhaus fin-
den –  notfalls in einem Hotel. Im
Stich gelassen wird niemand. Im
Kanton Bern sind wir relativ gut
ausgestattet mit Frauenhäusern,
aber wir haben Belegungszahlen
von 85 bis 95 Prozent.
Sie fordern mehr Angebote.
Laut Europarat sollte es pro
10 000 Einwohner und Einwoh-
nerinnen einen Platz in einem
Frauenhaus geben. In der
Schweiz fehlen etwa 500 Plätze.
Zudem ist es so, dass jeder Kan-
ton unterschiedlich viele Ange-
bote hat, weil es keine nationale
Strategie gegen häusliche Gewalt
gibt. Wir wollen aber, dass alle
Frauen Hilfe in Anspruch neh-
men können, unabhängig davon,
wo sie wohnen. 

Interview: Jessica King

sie realisieren, dass es der eigene
Wohnraum ist, in dem am meis-
ten Frauen umgebracht werden.
Dem Frauenhaus wurde vorge-
worfen, dass es Ehen zerstöre.
Es kann den betroffenen Män-
nern so vorkommen. Sie leben in
einem Gefüge, in dem sie über ih-
re Frau und ihre Kinder Macht
ausüben können. Und das gerät
durcheinander, wenn eine Frau
unterstützt wird, die das nicht
länger erdulden will. 
Ist die negative Stimmung bis 
heute gänzlich verschwunden?
Eigentlich schon. Es gibt aber lei-
der nach wie vor eine kleine Be-
wegung, die den Frauen unter-
stellt, dass sie nur deshalb ins
Frauenhaus kommen, weil sie
sich eine bessere Ausgangslage
bei einer Scheidung erhoffen. 
Welche Massnahmen zum 
Schutz von Opfern häuslicher 
Gewalt waren in den letzten 
Jahren am wirkungsvollsten? 
Seit 2005 können gewalttätige
Männer oder Frauen aus der ge-
meinsamen Wohnung weggewie-
sen werden. Und seit 2004 zählt
häusliche Gewalt als Offizial-
delikt wenn die Polizei interve-

Das Berner Frauenhaus 
leistete Pionierarbeit

Frau Meier, das Frauenhaus Bern 
wurde 1980 gegründet, als eines 
der ersten in der Schweiz. War 
dieser Schritt damals etwas 
Revolutionäres?
Christine Meier: Ja. Vor 35 Jahren
war häusliche Gewalt kein The-
ma in der Öffentlichkeit. Im
Gegenteil – es herrschte die Hal-
tung vor, dass die Leute das in
ihren eigenen vier Wänden re-
geln sollten. Die Initialzündung
zum Frauenhaus kam aus der
Frauenbewegung, die forderte,
dass das Private öffentlich ge-
macht werden soll. 
Wie hat die Bevölkerung darauf 
reagiert?
Die feministische Bewegung ist
zu Beginn auf viel Ablehnung ge-
stossen. Aber wenn man aufzeigt,
was häusliche Gewalt für die Op-
fer und die Täter bedeutet, fühlen
sich Leute betroffen. Etwa wenn

STADT BERN Das Frauenhaus 
Bern war eines der ersten im 
Land. Seit 35 Jahren bietet es 
Opfern Schutz. Leiterin Chris-
tine Meier blickt auf den harzi-
gen Anfang zurück und ver-
misst eine nationale Strategie.

Christine Meier leitet das Berner Frauenhaus. Urs Baumann

Dreimal pro Tag muss die Kan-
tonspolizei Bern wegen häusli-
cher Gewalt ausrücken. In etwa 
der Hälfte der Fälle handelt es 
sich um Wiederholungstäter. 
Im Kanton Bern finden rund 
30 Prozent der erfassten 
Gewalttaten im Privaten statt. 
Schweizweit sind es rund 40 
Prozent. «Häusliche Gewalt ist 
nie privat», sagt der Berner Poli-
zeidirektor Hans-Jürg Käser 
(FDP). Gemeinsam mit Fach-

frauen von Polizei, Hilfsorgani-
sationen und Berufsschulen 
stellte er gestern die Wander-
ausstellung «Willkommen zu 
Hause» vor. Diese gastiert bis 
zum 4. Dezember in Bern, und 
vom 5. bis 11. Dezember in Thun.

Die Organisatoren der Aus-
stellung wollen vor allem Ju-
gendliche ansprechen. Deshalb 
sind die Gewerblich- Industriel-
le Berufsschule Bern (Gibb) und 
das Berufsbildungszentrum 
IDM Thun im Organisationsko-
mitee vertreten. «Junge sind das 
richtige Zielpublikum. Sie könn-
ten von häuslicher Gewalt be-
troffen sein und durch die Aus-
stellung vielleicht den Mut fas-
sen, sich dagegen zu wehren», 
sagte Gibb-Direktorin Sonja 
Morgenegg-Marti gestern vor 

den Medien. Wer nur Gewalt als 
Konfliktlösung kenne, werde 
später oft selber gewalttätig 
oder ein Opfer, so Marlies Haller 
von der Stiftung gegen Gewalt 
an Frauen und Kinder.

Die Ausstellung ist wie eine 
Wohnung in verschiedene Zim-
mer und Aspekte häuslicher Ge-
walt gegliedert. So ist im Schlaf-
zimmer Vergewaltigung in der 
Beziehung ein Thema, während 
man im Kinderzimmer einen 
lautstarken Elternstreit mithö-
ren kann. Die Ausstellung ge-
hört zu einer internationalen 
Kampagne mit dem Titel «16 Ta-
ge gegen Gewalt an Frauen». as

Infos zu Ausstellung und 
Rahmenprogramm unter: 
www.16tage.ch.

WANDERAUSSTELLUNG

16 Tage gegen Gewalt an Frauen
«Willkommen zu Hause», dies 
der Titel einer Wanderausstel-
lung zur häuslichen Gewalt, 
die in Bern und Thun gastiert. 
Die Organisatoren der Ausstel-
lung sind neben der Polizei
und anderen Fachstellen die 
Berufsschulen Bern und Thun.

GROSSER RAT WILL WENIGER REGELN 

Mit Verfassung und Gesetzen ist 
nur ein Bruchteil aller behördli-
chen Erlasse erfasst. Der ganze 
Umfang des rechtlichen Räder-
werks zeigt sich in Dekreten und 
Verordnungen. Der Kanton Bern 
kennt Verordnungen des Parla-
mentes und des Regierungsrates. 
Im Übrigen können die Direktio-
nen und die Staatskanzlei zum 
Erlass von Direktionsverordnun-
gen ermächtigt werden. Die Ge-
setzessammlung enthält auch 
Verweise auf Reglemente oder 
Statuten von selbstständigen 
kantonalen Anstalten (Universi-
tät, Pensionskasse) oder der Justiz 
(Obergericht, Jugendgericht, Jus-
tizleitung). Gleich wie in anderen 
Kantonen zählt der Kanton Bern 
auch die interkantonalen Ab-
kommen (Konkordate, Vereinba-
rungen) beziehungsweise die 
Grossratsbeschlüsse zu den Er-
lassen. Ausserhalb der eigentli-
chen Erlasssammlungen figu-
rieren zudem Richtlinien und 
Weisungen. uz

ersatzlos gestrichen worden
wäre.

Auch Irène Diethelm vermu-
tet, dass eine beträchliche Anzahl
Erlasse auf Impulse aus dem Par-
lament zurückzuführen sei. Im
genauer untersuchten Kanton
Graubünden gehen rund 35 Pro-
zent der Erlassänderungen auf
die Legislative und etwa 60 Pro-
zent auf die Anstösse der Exeku-
tive zurück. Zudem hat sich die
Zahl der Erlasse in Kantonen wie
Graubünden, wo 1998 im Rah-
men eines Entschlackungspro-
gramms nicht weniger als 68 Re-
gierungsverordnungen aufgeho-
ben wurden, inzwischen wieder
knapp unter dem Schweizer
Durchschnitt eingependelt.

Die anhaltende Flut neuer Ge-
setze und Vorschriften begründet
Staatsschreiber Auer nicht zu-
letzt mit der gesellschaftlichen
und technischen Entwicklung.
Als Beispiel dafür erwähnt er die
Digitalisierung, welche neue Re-
geln im Datenschutz nach sich
ziehe. Vor der geforderten «Regu-
lierungsbremse» würde Auer
deshalb gezielt abklären, welche
Erlasse für ein Unternehmen be-
sonders belastend seien: «Vorläu-
fig halte ich nicht viel von solchen
Automatismen.» Urs Zurlinden

* Qualitätsmessung der Rechtset
zung im Kanton Graubünden, 
Luzern/Freiburg/Zürich, Juni 2015.

rungsverordnung vom 29. Sep-
tember zum Bundesgesetz über
Ergänzungsleistungen zur AHV,
jene vom 14. August zur eidgenös-
sischen Störfallverordnung oder
zwei Tage zuvor die Verordnung
zum Ausländer- und Asylgesetz.
Allerdings bleibt den Kantonen
sehr wohl ein gewisser Spiel-
raum. Canisius Braun jedenfalls,
der Leiter der Staatskanzlei

St. Gallen, weiss um den Ruf sei-
nes Kantons als «Musterknabe
bei der Umsetzung von Bundes-
recht».

Impulse aus dem Parlament
Die im gesamtschweizerischen
Vergleich grosse Anzahl kantona-
ler Erlasse und die häufigen
Änderungen hätten im St.Galler
Kantonsparlament denn auch
schon verschiedentlich zu
Vorstössen geführt, erzählt
Braun, allerdings ohne dass in
seiner Amtszeit je ein Gesetz

begnügten sich jeweils mit durch-
schnittlich 32 Änderungen pro
Jahr, während Genf mit jährlich
312 Erlassänderungen einen klar
überdurchschnittlichen Aktivis-
mus beweist. «Wer früher viel re-
guliert hat, tut es auch heute»,
halten die Autoren der Studie als
mögliche Erklärung fest.

Vorgaben des Bundes
Die vom Grossen Rat nun ange-
dachte «Gesetzesbremse» könn-
te den bernischen Aktivismus
tatsächlich etwas eindämmen,
stilllegen kann sie ihn nicht.
«Auch weniger Staat kann zu
mehr Regulierungen führen»,
sagt Staatsschreiber Auer und
verweist auf den zunehmenden
Trend zur Auslagerung staat-
licher Aufgaben.

Eine beachtliche Zahl der kan-
tonalen Erlasse seien Umsetzun-
gen von Bundesvorgaben, er-
gänzt Irène Diethelm, Leiterin
Rechtsdienst auf der Berner
Staatskanzlei. So hat beispiels-
weise ab 2007 der Ersatz der kan-
tonalen Zivil- und Strafprozess-
ordnung nachweislich zu einem
Reformschub geführt. Tatsäch-
lich sind Anpassungen des kanto-
nalen Rechts häufig auf neue
Bundesvorgaben zurückzufüh-
ren. Unter den jüngsten Ände-
rungen bernischer Erlasse finden
sich etliche, die vom Bund initi-
iert wurden: etwa die Einfüh-

Anderswo ist der Gesetzesdschungel dichter

Sich schwören, nur das Beste für den Kanton zu wollen: Wie ihre Kollegen in den anderen Kantonen sorgen auch die Berner Grossräte dafür, dass es immer mehr Gesetze und Vorschriften gibt. Urs Baumann

SAMMELSURIUM

«Auch weniger 
Staat kann zu mehr 
Regulierung 
führen.»

Christoph Auer, Staatsschreiber
Bern

Grosser Rat schickt Spitalstandortinitiative in eine Extrarunde
gerung», sagte Fraktionssprecher
Daniel Bichsel. Er stellte zudem
bereits in Aussicht, dass die SVP
den Gegenvorschlag aus den eige-
nen Reihen mehrheitlich anneh-
men werde.

Wenig Freude am Rückwei-
sungsantrag hatte Pierre Alain
Schnegg. Der Regierungsratskan-
didat und Verwaltungsratspräsi-
dent der Hôpital du Jura bernois
SA zeigte sich befremdet ob der
Argumente der Kommission.
«Die Begriffe in meinem Gegen-
vorschlag kommen bereits in der
Initiative vor. Wieso wurden die-
se also nicht längst geklärt?»,
fragte er. Anderer Meinung war

Michael Aebersold, Autor des
zweiten Gegenvorschlags und SP-
Fraktionssprecher: «Was bedeu-
tet ein 24-Stunden-Notfallbe-
trieb genau? Diese und andere
Fragen müssen geklärt werden.»

Hoffnung auf Rückzug
Dass nun plötzlich auch die bür-
gerlichen Parteien ein stärkeres
Eingreifen des Kantons in die
Spitalversorgung befürworten,
stiess manchen Grossräten sauer
auf. «Dieselben Leute, die beim
Spitalversorgungsgesetz mehr
Markt verlangt hatten, wollen
nun, dass der Kanton Vorgaben
macht», sagte Ruedi Löffel (EVP,

Münchenbuchsee). «Und dies
nur, weil die Verwaltungsräte
wirtschaftlich gehandelt haben.»
Dies sei ein äusserst fragwürdiges
Vorgehen, meinte Löffel.

Mit der erfolgten Rückweisung
verbunden ist nicht zuletzt die
Hoffnung auf einen Rückzug der
Initiative. Das Komitee hat Be-
reitschaft signalisiert, darüber
nachzudenken, sollte der SVP-
Gegenvorschlag dereinst vom
Parlament angenommen werden.
Bhend warnte jedoch vor vorei-
ligen Schlüssen: «Ein Rückzug
der Initiative ist momentan reine
Spekulation.»

 Marius Aschwanden

Es gibt noch viel 
mehr Erlasse
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